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Stadt Fürstenfeldbruck  

Bodenrecyclinganlage mit Waschplatz und Schüttguthalle  

hier: gemeindliches Einvernehmen gem. § 35 BauGB 

Ihr Zeichen: 24-1-1722.1 fh 

 

 

Sehr geehrter Herr Fraunhofer, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

 

hiermit zeigen wir an, dass uns die Stadt Fürstenfeldbruck mit der Wahrnehmung ihrer recht-

lichen Interessen beauftragt hat. Sie haben die Bitte an die Stadt herangetragen, die Verwei-

gerung des gemeindlichen Einvernehmens zu prüfen. Dieser Aufforderung kommen wir sehr 

gerne nach und können Ihnen dazu folgendes mitteilen: 

 

1. Planungsrechtlich liegt das Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 BauGB. Dies dürf-

te unstreitig sein. Dementsprechend kommt es für die planungsrechtliche Zulässigkeit 

zunächst darauf an, ob es sich um ein privilegiertes Vorhaben im Sinne von § 35 

Abs. 1 BauGB oder ein sonstiges Vorhaben gemäß § 35 Abs. 2 BauGB handelt. Einem 

konkreten Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 BauGB kann eine Bauschuttre-

cyclinganlage nicht zugeordnet werden. In Betracht kommt aber der „Auffangtatbe-

stand“ des § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB. 

 

2. Danach ist ein Vorhaben im Außenbereich zulässig, wenn es „wegen seiner besonde-

ren Anforderungen an die Umgebung, wegen seiner nachteiligen Wirkungen auf die 

Umgebung oder wegen seiner besonderen Zweckbestimmung nur im Außenbereich 

ausgeführt werden soll.“ Für Bauschuttrecyclinganlagen wird dies diskutiert und im 

Rundschreiben der Bayerischen Staatsregierung vom 4.10.2024 (StMB-25-4160-4-6-
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5252.1c-U4543-2017/3 -5) für möglich gehalten. Zu diesem Rundschreiben vergleiche 

unten Ziff 6. 

 

3. Die Rechtsprechung zur bauplanungsrechtlichen Privilegierung von Baustoffrecycling-

anlagen ist indes eindeutig und klar. Sie wird ohne Ausnahme verneint. Wir verweisen 

auf folgende Urteile: 

 

• VG Potsdam, Urteil vom 21.10.2022 – 14 K 2060/18, Rn. 48 ff. 

• BayVGH, Beschluss vom 28.12.2016 – 15 CS 16.1774 – juris Rn. 44. 

• VG Aachen, Urteil vom 12.9.2007 – 6 K 1110/0 6 – juris Rn. 94 ff. 

• BVerwG, Beschluss vom 2.3.2005 – 7 B 16/05 – juris Rn. 5 ff. 

• VG München, Urteil vom 26.7.2005 – 1 K 0 4.2793 – juris Rn. 14. 

• VG Trier, Urteil vom 22.9.2004 – 5 K 705/0 4 – juris Rn. 26 ff. 

• OVG Schleswig, Urteil vom 8.7.2004 – 1 L P 4/0 4 – juris. 

• OVG Bautzen, Urteil vom 18.6.2003 – 4 B 128/0 1 Rn. 31 ff. 

 

4. Die Tatbestandsvoraussetzungen für den Privilegierungstatbestand des § 35 Abs. 1 

Nr. 4 BauGB liegen nicht vor. Bei diesem Privilegierungstatbestand handelt es sich um 

eine Auffangregelung. Dessen tatbestandliche Weite muss durch erhöhte Anforderun-

gen an die Voraussetzungen einer Privilegierung ausgeglichen werden, da sich nur so 

die Gefahr abwenden lässt, dass das gesetzgeberische Ziel, den Außenbereich zu 

schonen, verfehlt wird (VG München, Urteil vom 26.7.2005 – 1 K 0 4.2783 – juris Rn. 

14 unter Verweis auf die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts). Das Vor-

haben muss, wenn es privilegiert sein soll, notwendigerweise im Außenbereich durch-

geführt werden, wobei es eines der nachfolgenden Kriterien erfüllen muss: 

 

a. Besondere Anforderungen an die Umgebung: Dieses Tatbestandsmerkmal stellt 

darauf ab, dass das Vorhaben aufgrund seiner Funktion nur im Zusammenhang 

mit bestimmten Eigenschaften der Umgebung erfüllt werden kann. Dies wird et-

wa für Aussichtstürme, Freilichttheater oder Wetterstationen bejaht. Die Voraus-

setzungen für dieses Tatbestandsmerkmal liegen ersichtlich nicht vor. 

 

b. Nachteilige Wirkung auf die Umgebung: Unbestritten wird das Vorhaben Immis-

sionen hervorrufen. Gleichwohl kann eine Bauschuttrecyclinganlage nach der 

Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts auch in einem Gewerbegebiet, 

jedenfalls in einem Industriegebiet zugelassen werden (BVerwG, Beschluss vom 

2.2.2000 – 4 B 87/99 – juris). Dementsprechend kann vorliegend auch immissi-

onsschutzrechtlich nicht begründet werden, dass das Vorhaben nur im Außenbe-

reich errichtet werden kann.  

 

c. Besondere Zweckbestimmung: Auch die besondere Zweckbestimmung erfordert 

vorliegend keine zwingende Errichtung im Außenbereich. Wie vorstehend bereits 

dargestellt, sind derartige Anlagen auch in Gewerbe- und Industriegebieten zu-

lässig. Schon im Stadtgebiet finden sich im Bebauungsplan Industriegebiet „Ha-

senheide Nord“ Flächen, die für eine entsprechende Nutzung ausgerichtet sind. 

 

5. Liegen schon vorstehend genannte Tatbestandsvoraussetzungen, die eng auszulegen 

sind, nicht vor, würde sich an sich eine Prüfung des Kriteriums „sollen“ erübrigen. Da 

indes das Ministerialschreiben auf diesen Aspekt abstellt, soll auch dazu kurz Stellung 
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genommen werden. Das Tatbestandsmerkmal des „Sollens“ setzt eine Wertung vo-

raus, ob das Vorhaben in einer Weise billigenswert ist, die es ausnahmsweise rechtfer-

tigt, es bevorzugt im Außenbereich zuzulassen. Dies ist nur bei Vorhaben mit singulä-

rem Charakter der Fall (vergleiche BayVGH, Beschluss vom 28.12.2016 – 15 CS 

16.1774 – juris, Rn. 44). Ein Vorhaben unterfällt damit nicht § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB, 

wenn es Bezugsfallwirkung für vergleichbare Vorhaben größerer Zahl haben könnte 

(vergleiche BayVGH, Beschluss vom 28.12.2016 – 15 CS 16.1774 – juris, Rn. 44). Ei-

ne solche Singularität kann hier nicht angenommen werden. Im Umfeld der Stadt und 

auch des näheren und weiteren Umlands gibt es zahlreiche Kiesgruben und auch an-

dere möglicherweise denkbare Flächen, deren Betreiber bzw. Eigentümer sich im 

Rahmen einer Gleichbehandlung ebenfalls auf die Privilegierung berufen könnten. Es 

liegt hier auf der Hand, dass eine Genehmigung Vorbildwirkung hätte. 

 

Im Übrigen könnte das Vorhaben im Stadtgebiet und in angrenzenden Gemeindege-

bieten in Gewerbe- oder Industriegebieten umgesetzt werden. Es ist in den Genehmi-

gungsunterlagen nicht dargelegt, dass dies nicht der Fall sein könnte. Nach der inso-

weit einheitlichen Rechtsprechung und Literaturmeinung ist dies aber ebenfalls Vo-

raussetzung für eine denkbare Privilegierung. 

 

6. Zum oben genannten Schreiben des Bayerischen Staatsministerium für Wohnen, Bau 

und Verkehr vom 4.10.2024: Das Ministerium bezieht sich zur Rechtfertigung einer 

möglichen Privilegierung auf das Inkrafttreten der Ersatzbaustoffverordnung. Es wer-

den dort aber keine zusätzlichen abfallrechtlichen Verpflichtungen, die nicht bereits 

bisher bestanden, eingeführt. Vielmehr regelt die Ersatzbaustoffverordnung nur techni-

sche und rechtliche Anforderungen an die Herstellung von mineralischen Ersatzbau-

stoffen. Insofern werden allenfalls bereits seit Inkrafttreten des Kreislaufwirtschafts- 

und Abfallgesetzes bestehende Grundsätze („Verwertung vor Beseitigung“) konkreti-

siert. Die Rechtslage hat sich dadurch aber im Hinblick auf das Bauplanungsrecht nicht 

geändert und auch kein zusätzliches „öffentliches Interesse“, das im Rahmen der Aus-

legung des Tatbestandsmerkmals „Soll“ Berücksichtigung finden könnte, begründet. 

Dazu hat die bereits bestehende Rechtsprechung aber klargestellt, dass eine umwelt-

politisch erwünschte (und nach den Grundsätzen des Kreislaufwirtschafts- und Abfall-

gesetzes auch rechtlich vorgeschriebene) Wiederverwertung von Bauschutt vor dem 

Hintergrund des Gleichbehandlungsgrundsatzes (Vorbildwirkung) keine Durchset-

zungskraft entfaltet. (u.a. dazu VG Potsdam, Urteil vom 21.10.2022 – 14 K 2060/18 – 

juris Rn. 54). 

 

Zutreffend verweist das Ministerium auf das allgemeine umweltpolitische Interesse, Ab-

fallströme zu reduzieren und den Verwertungsgrad auch von Baustoffen zu erhöhen. 

Die Ersatzbaustoffverordnung regelt zwar nun detaillierter diesen Verwertungsweg für 

mineralische Abfälle, begründet aber kein neues öffentliches Interesse, das im Rah-

men von § 35 Abs. 1 Nr. 4 BauGB berücksichtigt werden könnte. Vielmehr legt das Mi-

nisterium seinen eigentlichen Beweggrund für eine planungsrechtliche Neubewertung 

dahingehend offen, nämlich einen Bedarf zusätzlicher Standorte für solche Anlagen 

und die fehlende Akzeptanz derartiger Betriebe: „Die Bereitschaft der Gemeinden, hier-

für Industriegebiete (GI) auszuweisen oder zu erweitern, ist oftmals gering bzw. schei-

tert gegebenenfalls auch am Widerstand der anderen dort angesiedelten oder ansied-

lungswilligen Betriebe. Die Betriebe sind daher faktisch in der Regel auf einen Standort 

im Außenbereich angewiesen.“ Zwar kommt es bei der Auslegung des Tatbestands-



Döring Spieß Rechtsanwälte  Seite 4 / 4 

 

 

merkmals „Soll“ durchaus auf die faktischen Verhältnisse an. Diese sind allerdings ob-

jektiv zu bewerten. Die Bereitschaft der Gemeinden, Industriegebiete auszuweisen, 

kann dabei keine Rolle spielen. Es kommt nach der Rechtsprechung ohnehin auf tat-

sächlich bereits vorhandene Möglichkeiten einer Ansiedlung in Gewerbe- oder Indust-

riegebieten an. Es gibt ausreichend frei Gewerbe- und Industrieflächen, die eine bau-

planungsrechtliche Ansiedlung ohne weiteres ermöglichen. Es kommt gerade nicht auf 

die fehlende Bereitschaft, neue, konkret auf solche Anlagen zugeschnittene Gewerbe- 

und Industriegebiete auszuweisen. Auch der (durchaus subjektiv denkbare aber recht-

lich kaum durchsetzungsfähige) Widerstand anderer Betriebe ist kein objektives Krite-

rium, das zu einer extensiven Auslegung des Privilegierungstatbestand führen kann. 

Die Begründung des Ministerialschreiben legt vielmehr offen, dass sich die von ihm 

propagierte Auslegung des Privilegierungstatbestand gerade nicht nur auf singuläre 

Fälle beziehen solle, sondern dazu dient, eine größere Anzahl von Standorten für sol-

che Anlagen zu ermöglichen. Wenn der Gesetzgeber ein so hohes öffentliches Inte-

resse an der Errichtung von Baustoffrecyclinganlagen im Außenbereich hat, dann 

bleibt ihm nur der Weg über eine Änderung des Baugesetzbuchs. Eine politisch ge-

wünschte zusätzliche Ansiedlung von Betrieben der Baustoffaufbereitung kann nicht 

über den Gesetzeswortlaut hinaus durch ergänzende Auslegungshilfen erreicht wer-

den. Im Übrigen kann der Landesgesetzgeber ohnehin eine bundesrechtliche Rege-

lung nicht inhaltlich steuern. 

 

Im Übrigen ist an dieser Stelle ausdrücklich darauf zu verweisen, dass der Vorhaben-

träger der Bauschuttrecyclinganlage bei der Stadt einen Antrag auf Ausstellung eines 

vorhabenbezogenen Bebauungsplans gestellt hat, gerade mit dem Ziel, eine solche 

Anlage zuzulassen. Hierzu hat bereits mit dem Vorhabenträger, dem Stadtrats und der 

Stadtverwaltung ein intensiver Austausch stattgefunden. Weitere konkrete Gespräche 

zur positiven Bescheidung eines solchen Antrags auf Ausstellung eines vorhabenbe-

zogenen Bebauungsplans sind anberaumt. Von vornherein lässt dies den Privilegie-

rungstatbestand entfallen, solange über diesen Antrag auf Aufstellung eines vorhaben-

bezogenen Bebauungsplans nicht abschlägig beschieden ist. 

 

7. Keiner vertieften Betrachtung bedarf es, dass das Vorhaben auch als „sonstiges“ Vor-

haben nach § 35 BauGB bauplanungsrechtlich nicht zulässig ist. Gerne können wir 

dies aber auch weiter ausführen. 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen  

 

 

Dr. Gerhard Spieß 

Rechtsanwalt 


